
ren hundert Petenten zur Betreuung von Kindern im Krippenal­
ter zu behandeln. Im einzelnen geht es - jeder weiß das - um den 
Erhalt von Krippenplätzen, weitere Gewährung von Zuschüssen 
aus dem Staatshaushalt, die Verbesserung der Erziehungspläne 
und all das, was wir in diesem Hohen Haus ohnehin aus unseren 
eigenen Arbeiten ja wissen und mit den Problemen konfrontiert 
werden.

Der dazu angeforderten Stellungnahme des Ministers für Fa­
milie und Frauen ist zu entnehmen, daß Kinderbetreuungsplät­
ze auch in Zukunft bedarfsgerecht angeboten werden. Notwen­
dige Einrichtungen bleiben erhalten. Auch in Zukunft wird es 
Kinderbetreuungsplätze geben, unter finanzieller Beteiligung, 
einkommensabhängig, ab 1991. Aber wir wissen, bis zum Ende 
des Jahres ist die Betreuung kostenlos.

In Ergänzung dieser Stellungnahme gab der Petitionsaus­
schuß den Hinweis, daß die Möglichkeiten und Bedingungen für 
die Betreuung der Kinder zukünftig weitaus stärker als bisher 
vom Engagement und von der Einflußnahme der Eltern und 
Bürger auf kommunaler Ebene abhängen und hier aktiv gestal­
tet werden müssen.

An den Ministerrat wurde die Bitte gerichtet, nach Bildung der 
Länder an diese unverzüglich Aufgaben zur Gewährleistung der 
Krippenerziehung überzuleiten.

Hervorheben möchte ich auch die Bitten von zahlreichen Bür­
gern, die erwarten, daß Belästigungen eingeschränkt und Um­
weltschäden vermieden werden, die die Westgruppe sowjeti­
scher Streitkräfte durch Manöver und Flugbetrieb verursacht. 
Eine Reihe von Grunstückseigentümern fordern außerdem die 
Rückgabe von Häusern, von Grund und Boden, die von sowjeti­
schen Streitkräften genutzt werden. In einer Stellungnahme des 
zuständigen Ministeriums läßt sich erkennen, daß eine grund­
sätzliche Klärung in dieser Sache abhängig ist von einem neuen 
Stationierungsabkommen, wozu die Einsetzung von Regie­
rungsbeauftragten für eine Verhandlungsführung vorgeschla­
gen worden ist.

Angesichts der berechtigten Forderung der Bürger, unter­
stützt der Petitionsausschuß den Vorschlag des Ministers. Unab­
hängig davon konnte erreicht werden, daß erste Schritte zur Ver­
minderung von Lärmbelästigungen bereits jetzt wirksam sind, 
indem u. a. an Wochenenden und Feiertagen keine Übungsflüge 
erfolgen. Die Petenten wurden über den Standpunkt des Peti­
tionsausschusses und die ersten positiven Ergebnisse in dieser 
Angelegenheit informiert.

Ich gestatte mir noch einen kurzen Ausblick für die weitere Ar­
beit. Wenn nach den Wahlen im Herbst die neuen Länderparla­
mente zusammentreten, wird es auch in jedem Land eine Peti­
tionsinstanz geben. Dieser obliegt dann die Bearbeitung der Ein­
gaben, für die eine Landeszuständigkeit gegeben ist.

Die bis dahin bestehende Rechtsunsicherheit wird unser Aus­
schuß zu überbrücken versuchen. Wir werden uns auch für diese 
Petitionen einsetzen und die Regierung bitten, die Anliegen der 
Petenten sobald wie möglich an die zuständigen Länder heran­
zutragen.

Mit der Bildung eines gesamtdeutschen Parlaments wird auch 
der so junge Petitionsausschuß - ich meine von der Wirksamkeit 
her - seine Arbeit einstellen. Ich aber gehe davon aus, daß alle 
Bürger, die sich bis dahin noch an uns wenden, entweder von 
diesem Ausschuß oder von dem neuen gesamtdeutschen Peti­
tionsausschuß eine Antwort erhalten werden.

Zum Schluß bedanke ich mich bei meinen Kollegen im Aus­
schuß, die neben der Arbeit in den Fachausschüssen in Vielzahl 
immer morgens zu den Ausschußsitzungen am Mittwoch da 
sind, in größerer Zahl als, wie ich gehört habe, ansonsten in den 
Fachausschüssen anwesend sind. Das freut uns hoffentlich alle. 
Ich bedanke mich bei ihnen und auch bei denen, die uns helfen, 
und zwar den Kolleginnen und Kollegen des Ausschußdienstes, 
die dafür sorgen, daß wir die große Zahl der Petitionen bewälti­
gen können; denn ohne diese vielen Mitarbeiter wäre es nicht 
möglich.
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Ein allerletztes: Ich bedanke mich für die Petitionen der Bür­
ger unseres Landes, die für ihr Recht eintreten, Hinweise geben 
und - wir möchten es bitte alle hören - auf Versäumtes aufmerk­
sam machen. Den Bürgern in unserem Lande sage ich: Sehen 
Sie in unserem Ausschuß Ihren Anwalt für Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit!

(Beifall)

Frau Zschoche (PDS):

Herr Abgeordneter, ich habe an Sie folgende Frage: Welche 
konkreten Gesetzesinitiativen haben Sie als Petitionsausschuß 
auf Grund der Petitionen eingereicht oder dem Ministerrat emp­
fohlen?

Göttsching (CDU/DA):

Ich sage Ihnen dazu folgendes: Der Petitionsausschuß hat 
mehrere Varianten - ich habe es angedeutet -, wie wir indirekt 
gesetzeswirksam werden, indem wir die Regierung mit ver­
schiedener Gewichtigkeit Petitionen überreichen, wenn es der 
Petitionsausschuß mehrheitlich für richtig hält. Und wenn wir 
zur Berücksichtigung überweisen - ich habe es gesagt -, erwar­
ten wir - das ist das stärkste Votum, das wir haben -, daß das A- 
liegen der Petenten in die Gesetzgebung einbezogen wird. Er-" 
warten Sie bitte nicht von mir, daß ich zu diesem oder jenem An­
liegen etwas sage; dazu bin ich jetzt nicht in der Lage, weil es ei­
ne Vielzahl ist. Ich könnte Ihnen - um vielleicht einer zweiten 
Frage vorzugreifen - noch nicht einmal sagen, wie viele wir der 
Regierung zur Berücksichtigung überwiesen haben. Wir wägen 
aber die Wertigkeit der Petitionen ab, wenn wir entscheiden, ob 
wir sie zur Berücksichtigung als Material überweisen. Ich habe 
Ihnen das eigentlich gesagt.

Frau Zschoche (PDS):

Ich wollte Sie fragen, wie Sie mit den vielen Bittschriften um­
gegangen sind, die gefordert haben, daß wir eine eigene DDR- 
Verfassung in der Übergangszeit haben. Diese sind ja sehr zeitig 
eingegangen.

Göttsching (CDU/DA):

Ich muß zu meinem Leidwesen eingestehen, daß ich auf diese 
direkt nicht eingegangen bin. Wenn ich es recht im Gedächtn 
habe, haben wir, nachdem eine stattliche Anzahl von Petitionen^ 
- Zahlen kann ich jetzt nicht aus dem Hut sagen - eingegangen 
war, die entsprechenden Ministerien um Stellungnahmen er­
sucht. In der Zwischenzeit ist, wie das Hohe Haus weiß, ja über 
Verfassungsgrundsätze entschieden worden.

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Gestatten Sie noch eine Anfrage?

Dr. Kalz (SPD):

Welche Gremien haben Sie in die Urteilsfindung einbezogen, 
als es um die Weiterführung oder Veränderung in der Krippen­
betreuung ging?

Göttsching (CDU/DA):

Wir haben dazu eine Stellungnahme von der entsprechenden 
Ministerin eingeholt.

(Schwacher Beifall)


